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267	 Wasserrecht;
hier: Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des  

Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung

Bezirksregierung Detmold	 Detmold, den 10. Oktober 2018 
54.01.01.58.024.HF 524018/001

Genehmigungsverfahren für den Neubau einer  
Desintegration und die Erneuerung der maschinellen  
Eindickung gem. § 57 Abs. 2 LWG auf dem Gelände  

der Kläranlage Löhne

	 Die Stadt Löhne beantragt gem. § 57 Abs. 2 LWG auf dem 
Gelände der Kläranlage den Neubau einer Desintegration 
und die Erneuerung der maschinellen Eindickung.
	 Bei dem Vorhaben handelt es sich um eine wesentliche 
Änderung eines Vorhabens, für das keine Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVP) durchgeführt worden ist.
	 Gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 in Verbindung mit Anlage 1 Nr. 
13.1.2. des UVPG vom 24. Februar 2010, Stand 20. Juli 2017, 
(BGBL I S. 2008) ist anhand einer allgemeinen Vorprüfung 
des Einzelfalls festzustellen, ob für das Vorhaben eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchzuführen ist. 
	 Die Vorprüfung wurde anhand der vorgelegten Antragsun-

terlagen und der für die Prüfung maßgebenden Kriterien der 
Anlage 3 UVPG durchgeführt.
	 Als Ergebnis wurde festgestellt, dass die Durchführung ei-
ner UVP für das Vorhaben nicht erforderlich ist.
	 Maßgeblich für diese Feststellung sind insbesondere fol-
gende Kriterien: Es sind keine Schutzgüter direkt oder indi-
rekt betroffen. Tiere und Pflanzenarten sind durch das Vorha-
ben nicht nachteilig betroffen. Der Standort des Vorhabens 
hat keine naturschutzfachliche Bedeutung. Die baulichen 
Anlagen befinden sich überwiegend innerhalb des umzäun-
ten Kläranlagengeländes. Es wird nur eine kleine zusätzliche 
Freifläche verbraucht. Durch die Maßnahme ergibt sich keine 
negative Emissionssituation. Im Ergebnis lassen weder die 
Größe des Vorhabens, noch die Nutzung des Geländes oder 
die in diesem Zusammenhang durchgeführten Emissionsbe-
trachtungen erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen er-
warten. Vielmehr führt die Baumaßnahme zu einer Verringe-
rung der Geruchsentwicklung sowie zur Energieeinsparung.
	 Es sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkun-
gen zu erwarten.
	 Das Ergebnis wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG öffent-
lich bekannt gegeben. Diese Feststellung ist nicht selbststän-
dig anfechtbar.

ABl. Reg. Dt. 2018, S. 273

B.  Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen 
der Bezirksregierung
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268	 Planfeststellung;
hier: Maßnahmen zur Eislastertüchtigung an 19 Masten 

der 110-kV-Hochspannungsfreileitung LH-11-1109  
„Lüchtringen-Höxter“ der Avacon Netz GmbH

hier: Vollzug des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG), Feststellung zur – hier nicht gegebe-
nen – UVP-Pflicht gem. § 5 Abs. 2 UVPG nach allgemeiner 

Vorprüfung des Einzelfalls gem. § 7 Abs. 1 UVPG

Bezirksregierung Detmold	 Detmold, den 10. Oktober 2018 
Leopoldstraße 15 
32756 Detmold 
25.4-36-00-02/18

	 Die Avacon Netz GmbH, Salzgitter, plant, an ihrer 110-kV-
Hochspannungsfreileitung          LH-11-1109     „Lüchtringen-Höxter“  
Sanierungsmaßnahmen vorzunehmen und insgesamt 19 
Masten dieser Leitung im Hinblick auf Eislasten zu ertüchti-
gen. An allen 19 Masten sind Sanierungen/Verstärkungen der 
jeweiligen Mastgestänge geplant. An 3 Maststandorten sol-
len darüber hinaus die Armaturen für die Halterung der Lei-
terseile getauscht und insbesondere mit Betroffenheiten des 
Schutzgutes Boden verbundene Fundamentsanierungen/ 
-erneuerungen erfolgen. 
	 Das Vorhaben unterliegt den Vorgaben des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung in seiner aktuellen Fas-
sung vom 20. Juli 2017 (UVPG). Die Frage, ob eine UVP not-
wendig ist, ist gem. Nr. 19.1.3 der Anlage 1 zu § 1 Abs. 1 Nr. 1 
UVPG von dem Ergebnis einer allgemeinen Vorprüfung nach 
den Vorgaben des § 7 Abs. 1 UVPG abhängig. 
	 Im Rahmen dieser Vorprüfung wurde unter Beteiligung der 
Naturschutzbehörden sowie nach Anhörung  der gem. § 66 
Abs. 1 des Landesnaturschutzgesetzes NRW (LNatSchG 
NRW) anerkannten Vereinigungen auf Antrag vom 8. August 
2018 festgestellt, dass für dieses Vorhaben keine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) besteht. Diese Feststellung wird hiermit gem. § 5 Abs. 
2 UVPG öffentlich bekannt gegeben. Sie ist gem. § 5 Abs. 3 
UVPG nicht selbständig anfechtbar.
	 Das Vorhaben kann nach Einschätzung der Behörde kei-
ne erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben, die 
nach § 25 Abs. 2 UVPG bei einer Zulassungsentscheidung zu 
berücksichtigen wären und daher einer UVP bedürfen. Weder 
aus den Merkmalen des Vorhabens (Größe, Ausgestaltung, 
Ressourcenverbrauch, verwendete Technologieren, Risiken 
etc.) noch aus dem Standort oder dessen Bedeutung und 
Wertigkeit für die Schutzgüter – vgl. Nrn. 1 und 2 der Anlage 3 
des UVPG – lassen bei überschlägiger Prüfung unter Berück-
sichtigung der einschlägigen Kriterien – vgl. Nr. 3 der Anlage 
3 des UVPG – Anhaltspunkte für die Notwendigkeit einer UVP 
entnehmen. Zwar sind mit
-		 dem Landschaftsschutzgebiet „Höxter-Ost“, 
-		 dem Wasserschutzgebiet „Höxer-Corvey“ und 
-		 dem Überschwemmungsgebiet der Weser 
teilweise Örtlichkeiten betroffen, die die Schutzkriterien der 
Nr. 2.3 der Anlage 3 des UVPG, hier Nrn. 2.3.4 und 2.3.8, 
erfüllen. Erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen, die die 
besondere Empfindlichkeit, die Schutzziele oder auch den 
Zweck dieser Gebiete betreffen und die nach § 25 Abs. 2 
UVPG bei einer Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen 
wären, sind gleichwohl nicht zu erwarten.
	 Gem. § 7 Abs. 1 S. 3 UVPG ist eine UVP daher entbehr-
lich. 
	 Ausschlaggebend ist insoweit vor allem, dass die zur Lei-
tung gehörenden baulichen Anlagen bereits seit langem vor-
handen sind, so dass sich weder anlage- noch betriebsbe-
dingt wesentliche Neubelastungen der Schutzgüter ergeben. 
Die Spannungsebene, die Transportkapazität der Leitung 
und damit auch die betrieblichen Immissionen sowie auch 
die Maststandorte bleiben jeweils unverändert. Die Sanie-
rungen erfolgen an Ort und Stelle und bewirken von daher 
lediglich temporäre bauliche Wirkungen ohne Ausfluss auf 

den Bestand des Landschaftsschutzgebietes, des Wasser-
schutzgebietes und des Überschwemmungsgebietes. 

ABl. Reg. Dt. 2018, S. 274

269	 Wasserwirtschaft;
hier: Ordnungsbehördliche Verordnung 

über die Verlängerung der vorläufigen Anordnung 
von Verboten, Beschränkungen sowie Duldungs- und 

Handlungspflichten im Einzugsgebiet der Wassergewin-
nungsanlage Südhemmern des Wasserbeschaffungsver-

bandes Am Wiehen - Vorläufige Anordnung WSG  
„Hille - Südhemmern“ vom 4. November 2015

- Verlängerung der vorläufigen Anordnung WSG -  
„Hille - Südhemmern“ vom 10. Oktober 2018

	 Aufgrund des § 52 Absatz 2 Satz 3 des Wasserhaushalts-
gesetzes (WHG) verordnet die Bezirksregierung Detmold als 
obere Wasserbehörde:

§ 1 
Zweck der Verordnung

	 Zur Sicherung der beabsichtigten Festsetzung eines 
Wasserschutzgebietes für das Einzugsgebiet der Was-
sergewinnungsanlage Südhemmern des Wasserbeschaf-
fungsverbandes Am Wiehen wird die Geltungsdauer der 
Ordnungsbehördlichen Verordnung über die vorläufige An-
ordnung von Verboten und Genehmigungspflichten im Ein-
zugsgebiet der Wassergewinnungsanlage Südhemmern des 
Wasserbeschaf-fungsverbandes Am Wiehen (vorläufige An-
ordnung WSG „Hille - Südhemmern“) vom 4. November 2015 
(54.1-85.04 MI/W 4) um ein Jahr verlängert.

§ 2 
Regelungsgegenstand

	 § 15 der Ordnungsbehördlichen Verordnung über die vor-
läufige Anordnung von Verboten und Genehmigungspflichten 
im Einzugsgebiet der Wassergewinnungsanlage Südhem-
mern des Wasserbeschaffungsverbandes Am Wiehen (vor-
läufige Anordnung WSG „Südhemmern“) vom 4. November 
2015 (54.1-85.04 MI/W 4) erhält folgende Fassung:
„Die ordnungsbehördliche Verordnung tritt mit dem Inkraft-
treten der Wasserschutzgebietsverordnung außer Kraft, spä-
testens nach Ablauf von vier Jahren.“

§ 3 
Inkrafttreten

	 Diese Verordnung tritt am 19. November 2018 in Kraft.

Detmold, den 10. Oktober 2018
54.01.09.70_3718-01

Bezirksregierung Detmold 
als Obere Wasserbehörde 

In Vertretung 
Recklies

ABl. Reg. Dt. 2018, S. 274

270	 Wasserwirtschaft;
hier: Öffentliche Bekanntmachung  

eines Erörterungstermins

Planfeststellung für die Änderung der genehmigten  
Rekultivierungsplanung im Abbaugebiet in der  

Gemarkung Varenholz, Gemeinde Kalletal

	 Die H. Eggersmann GmbH & Co.KG, Beutebrink, 32689 
Kalletal-Varenholz,  hat bei der Bezirksregierung Detmold für 
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die Änderung der Rekultivierungsplanung im genehmigten 
Abbaugebiet in der Gemarkung Varenholz die Durchführung 
eines Planfeststellungsverfahrens nach § 68 Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG) beantragt. 
	 Der Plan mit den dazugehörigen Erläuterungen, Zeichnun-
gen und Nachweisen hat in den Städten Porta Westfalica und 
Rinteln sowie in der Gemeinde Kalletal zur allgemeinen Ein-
sicht ausgelegen. 
	 Die rechtzeitig gegen den Plan erhobenen Einwendungen, 
die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von Vereinigun-
gen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 Verwaltungsverfahrensgesetz 
(VwVfG) sowie die Stellungnahmen der Behörden zu dem 
Plan werden mit der Trägerin des Vorhabens, den Behörden, 
den Betroffenen sowie denjenigen, die Einwendungen erho-
ben oder Stellungnahmen abgegeben haben, erörtert. Die 
Erörterung findet statt 

am Donnerstag, 8. November 2018 ab 14.00 Uhr  
im Gasthaus Rieke-Schulte, Bavenhauser Straße 39,  

32689 Kalletal

	 Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 
	 Die Teilnahme an dem Termin ist freigestellt. Die Vertretung 
durch Bevollmächtigte ist möglich. Diese haben ihre Bevoll-
mächtigung durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, 
die zu den Akten der Planfeststellungsbehörde genommen 
wird. Bei Nichterscheinen verbleibt es bei den form- und frist-
gerecht vorgebrachten Stellungnahmen und Einwendungen.  
	 Bei Ausbleiben eines Beteiligten/einer Beteiligten kann 
auch ohne ihn/sie verhandelt werden. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass verspätete Einwendungen ausgeschlossen sind 
und dass das Anhörungsverfahren mit Schluss der Verhand-
lung beendet ist. 
	 Durch die Teilnahme am Erörterungstermin oder durch Ver-
treterbestellung entstandene Kosten können nicht erstattet 
werden. 
	 Da in diesem Planfeststellungsverfahren mehr als 50 Be-
nachrichtigungen zum Erörterungstermin vorzunehmen sind, 
wird die ansonsten individuelle Benachrichtigung durch  
öffentliche Bekanntmachung ersetzt (§ 73 Abs. 6 Satz 4 und 
5 VwVfG)

Detmold, den 12. Oktober 2018
54.01.14.66-001

Bezirksregierung Detmold 
Im Auftrag 

Späth
ABl. Reg. Dt. 2018, S. 274–275

271	 Wasserwirtschaft;
hier: Öffentliche Bekanntmachung  

eines Erörterungstermins

Planfeststellung für die Herstellung eines Gewässers im 
Rahmen des Sand- und Kiesabbaus in der Gemarkung 

Stemmen, Gemeinde Kalletal 

	 Die H. Eggersmann GmbH & Co.KG, Beutebrink, 32689 
Kalletal-Varenholz,  hat bei der Bezirksregierung Detmold für 
die Freilegung von Grundwasser im Rahmen eines Bodenab-
baus zur Gewinnung von Kies und Sand im Nassabbauver-
fahren in der Gemarkung Stemmen die Durchführung eines 
Planfeststellungsverfahrens nach § 68 Wasserhaushaltsge-
setz (WHG) beantragt. 
	 Der Plan mit den dazugehörigen Erläuterungen, Zeichnun-
gen und Nachweisen hat in den Städten Porta Westfalica und 
Rinteln sowie in der Gemeinde Kalletal zur allgemeinen Ein-
sicht ausgelegen. 
	 Die rechtzeitig gegen den Plan erhobenen Einwendungen, 
die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von Vereinigun-
gen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 Verwaltungsverfahrensgesetz 

(VwVfG) sowie die Stellungnahmen der Behörden zu dem 
Plan werden mit der Trägerin des Vorhabens, den Behörden, 
den Betroffenen sowie denjenigen, die Einwendungen erho-
ben oder Stellungnahmen abgegeben haben, erörtert. Die 
Erörterung findet statt 

am Donnerstag, 8. November 2018 ab 10.00 Uhr  
im Gasthaus Rieke-Schulte, Bavenhauser Straße 39,  

32689 Kalletal

	 Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 
	 Die Teilnahme an dem Termin ist freigestellt. Die Vertretung 
durch Bevollmächtigte ist möglich. Diese haben ihre Bevoll-
mächtigung durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, 
die zu den Akten der Planfeststellungsbehörde genommen 
wird. Bei Nichterscheinen verbleibt es bei den form- und frist-
gerecht vorgebrachten Stellungnahmen und Einwendungen.  
	 Bei Ausbleiben eines Beteiligten/einer Beteiligten kann 
auch ohne ihn/sie verhandelt werden. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass verspätete Einwendungen ausgeschlossen sind 
und dass das Anhörungsverfahren mit Schluss der Verhand-
lung beendet ist. 
	 Durch die Teilnahme am Erörterungstermin oder durch Ver-
treterbestellung entstandene Kosten können nicht erstattet 
werden. 
	 Da in diesem Planfeststellungsverfahren mehr als 50 Be-
nachrichtigungen zum Erörterungstermin vorzunehmen sind, 
wird die ansonsten individuelle Benachrichtigung durch öf-
fentliche Bekanntmachung ersetzt (§ 73 Abs. 6 Satz 4 und 5 
VwVfG)

Detmold, den 12. Oktober 2018
54.01.14.66-001

Bezirksregierung Detmold 
Im Auftrag 

Späth
ABl. Reg. Dt. 2018, S. 275

272	 Kommunalaufsicht;
hier: Öffentlich-rechtliche Vereinbarung des  

Kreises Gütersloh und des Verkehrsverbundes  
Ostwestfalen-Lippe über die Wahrnehmung der Aufgabe 

der Rechnungsprüfung durch den Kreis Gütersloh 

	 Der Kreis Gütersloh 
vertreten durch Herrn Landrat Sven-Georg Adenauer 

und der Verkehrsverbund Ostwestfalen-Lippe 
vertreten durch Herrn Verbandsvorsteher Frank Scheffer  
und Herrn Geschäftsführer Stefan Honerkamptreffen die 

folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung: 

Präambel

	 Die kreisfreie Stadt Bielefeld und die Kreise Herford,  
Lippe, Minden-Lübbecke und Gütersloh bilden den „Ver-
kehrsverbund Ostwestfalen-Lippe“ (Zweckverband) zur 
Wahrnehmung von Aufgaben zur Förderung und Weiterent-
wicklung des Schienenpersonennahverkehrs und des ÖPNV. 
Die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen des 
Zweckverbandes richten sich laut Verbandssatzung nach 
den für die Kreise geltenden Vorschriften. Seine Prüfungs-
aufgaben lässt der Zweckverband nach § 15 der Satzung 
durch das Rechnungsprüfungsamt eines Verbandsmitgliedes 
durchführen. Der Zweckverband soll dem beauftragten Ver-
bandsmitglied die mit der Durchführung der Aufgaben ver-
bundenen Kosten erstatten.
	 Nachdem die örtliche Rechnungsprüfung der Stadt Biele-
feld diese Aufgaben nun bis 2017 (zuletzt für den Jahresab-
schluss 2016) wahrgenommen hat, soll auf Antrag der Stadt 
ein Wechsel vorgenommen werden. Der Zweckverband hat 
daraufhin den Kreis Gütersloh (Kreis) gebeten, die Aufga-
ben ab 2018 wahrzunehmen. Der Zweckverband und der 
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Kreis sind sich einig, dass der Kreis die Aufgabe der Rech-
nungsprüfung für den Zweckverband durch seine Revision 
für zunächst mindestens drei Jahre wahrnimmt. Auch an-
schließend soll die Aufgabe weiter fortgesetzt werden; dazu 
verlängert sich die Beauftragung jeweils um weitere 3 Jahre, 
wenn sie nicht ein Vertragspartner spätestens ein Jahr vor 
Ablauf kündigt.
	 Deshalb wird gemäß § 23 Abs.1 2. Alt. Abs. 2 S. 2 GkG zwi-
schen dem Kreis Gütersloh und dem Zweckverband folgende 
öffentlich-rechtliche Vereinbarung getroffen:

§ 1 Aufgabenwahrnehmung

	 (1)	 Der Kreis Gütersloh führt durch die von ihm nach § 53 
Abs. 3 KrO errichtete örtliche Rechnungsprüfung, das „Refe-
rat Revision“, die Aufgaben der Rechnungsprüfung im Sinne 
des § 103 GO für den Zweckverband VVOWL durch; hierzu 
zählt insbesondere die jährliche Prüfung der Jahresabschlüs-
se des Zweckverbandes.

§ 2 Stellung der Rechnungsprüfer

	 (1)	 Der vom Kreistag bestellte Leiter der Revision des 
Kreises Gütersloh gilt als Leiter der Rechnungsprüfung des 
Zweckverbandes. 
	 (2)	 Die vom Kreistag bestellten Prüfer gelten als Rech-
nungsprüfer des Zweckverbandes.
	 (3)	 Die Revision ist, soweit Aufgaben des Zweckverban-
des wahrgenommen werden, nur der Zweckverbandsver-
sammlung unmittelbar verantwortlich und in ihrer sachlichen 
Tätigkeit ihr unmittelbar unterstellt. Sie ist von fachlichen 
Weisungen frei.
	 (4)	 Der Kreis Gütersloh stellt sicher, dass als Leiter der Re-
vision nicht bestimmt wird, wer Angehöriger des Verbands-
vorstehers oder des für das Finanzwesen des Zweckverban-
des zuständigen Mitarbeiters ist.
	 (5)	 Der Leiter und die Prüfer der Revision dürfen Zahlun-
gen durch den Zweckverband weder anordnen noch ausfüh-
ren.
	 (6)	 Der Landrat des Kreises Gütersloh ist Dienstvorgesetz-
ter der Mitarbeiter der Revision.

§ 3 Durchführung der Prüfungen,  
Bereitstellung von Arbeitsraum, Ausweis

	 (1)	 Die Prüfungen werden in den Diensträumen des 
Zweckverbandes durchgeführt, soweit der Prüfungszweck 
dies erfordert. Die Prüfungen (Akteneinsichten, Besprechun-
gen, Anhörungen usw.) können auch in den Diensträumen 
des Kreises durchgeführt oder fortgesetzt werden. Die Ent-
scheidung, wo die Prüfung durchgeführt wird, trifft der Leiter 
der Revision. 
	 (2)	 Der Zweckverband verpflichtet sich, den Prüfern den 
für die Durchführung der Aufgaben notwendigen Arbeitsraum 
zur Verfügung zu stellen. 
	 (3)	 Die Rechnungsprüfer weisen sich gegenüber den Mit-
arbeitern des Zweckverbandes durch Dienstausweis aus.

§ 4 Auskunft und Zugang

	 (1)	 Die Rechnungsprüfer sind im Rahmen ihrer Aufgaben 
berechtigt, von den Mitarbeitern des Zweckverbandes un-
mittelbar jede für die Prüfung notwendige Auskunft, Zutritt 
zu allen Diensträumen, die Öffnung von Behältern usw., die 
Vorlage, Aushändigung und Einsendung von Akten, Schrift-
stücken und sonstigen Unterlagen sowie den Zugang zu 
Daten zu verlangen, soweit nicht gesetzliche Bestimmungen 
entgegenstehen. 

§ 5 Geheimhaltung von Prüfungserkenntnissen

	 (1)	 Der Leiter und die Prüfer sind verpflichtet, über An-
gelegenheiten des Zweckverbandes, die sie bei Ausübung 
ihrer Prüfungstätigkeit erfahren, gegenüber den Organen 
und Dienststellen des Kreises sowie gegenüber Dritten Ver-
schwiegenheit zu bewahren. 

§ 6 Kostenersatz und Abrechnung

	 (1)	 Der Zweckverband erstattet dem Kreis Gütersloh die 
Kosten der Rechnungsprüfung in Höhe der voraussichtlich 
anfallenden Personalkosten (einschließlich Personalneben-
kosten oder -aufschlag) und Sachnebenkosten (EDV, Tele-
kommunikation, Sachmittel, Raumkosten, Reisekosten etc.). 
	 (2)	 Als Prüfungszeit gilt auch die auf Fahrten zwischen 
den Diensträumen des Kreises und den Diensträumen des 
Zweckverbandes entfallende Zeit. Die Prüfung ist so auszu-
führen, dass die Anzahl der Fahrten, die auf die Prüfungszeit 
anzurechnen sind, möglichst gering ausfällt. 
	 (3)	 Die Personalkosten und Sachnebenkosten werden in 
Stundensätzen zusammengefasst. Der Kreis Gütersloh be-
rechnet die Stundensätze jährlich auf der Basis der regel-
mäßig aktualisierten KGSt1-Berichte und -Materialien neu. 
Maßgeblich sind die hierin ausgewiesenen Kosten2 für eine A 
12-Stelle im nichttechnischen Verwaltungsdienst3.
Grundlage dieser Berechnung ist danach - beispielhaft für 
2017 - folgende Kalkulation:
Personalkosten A12 lt. KGSt pro Jahr, derzeit� 90 900,– E
Verwaltungsgemeinkosten lt. KGSt 20%, derzeit� 18 180,– E
Kosten des Arbeitsplatzes lt. KGSt,  
Jahreswert derzeit	� 9 700,– E

Insg. pro Jahr, derzeit� 118 780,– E
je Wochenstunde4 lt. KGSt derzeit� 74,70,– E
	 (4)	 Der Kreis Gütersloh stellt dem Zweckverband zum 
Ende des Kalenderjahres auf der Grundlage prüffähiger Auf-
zeichnungen die mit der Rechnungsprüfung verbundenen 
Sach- und Personalkosten in Rechnung. 
	 (5)	 Die Kosten werden von dem Zweckverband jährlich 
zum 30. Dezember erstattet. Zum 1. August eines Jahres for-
dert der Kreis eine angemessene Vorauszahlung an.
	 (6)	 Die Vertragspartner nehmen derzeit die Umsatzsteuer-
freiheit dieser Kostenerstattung an. Sofern sich künftig eine 
Umsatzsteuerpflicht ergibt, übernimmt der Zweckverband 
auch die auf die Kostenerstattungsbeträge anfallenden Um-
satzsteuerbeträge.

§ 7 Dauer der Vereinbarung, Kündigung,  
Vertragsänderungen

	 (1)	 Diese Vereinbarung gilt zunächst für drei Jahre. Sie 
verlängert sich jeweils um weitere drei Jahre, wenn sie nicht 
spätestens ein Jahr vor Ablauf von einer der Vertragspartei-
en schriftlich gekündigt wird. Das Recht zur Kündigung aus 
wichtigem Grund bleibt hiervon unberührt.
	 (2)	 Änderungen dieses Vertrages bedürfen der Schrift-
form.

§ 8 Inkrafttreten

	 Diese Vereinbarung tritt am Tage nach der Bekanntma-
chung im Veröffentlichungsblatt der Bezirksregierung Det-
mold in Kraft.

Für den Kreis Gütersloh

	 Gütersloh, den 5. Oktober 2018	

Sven-Georg Adenauer 
Landrat

Für den Verkehrsverbund Ostwestfalen-Lippe

	 Bielefeld, den 8. Oktober 2018	

Frank Scheffer 
Verbandsvorsteher

Stefan Honerkamp 
Geschäftsführer

	 1)		� Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsma-
nagement

	 2)		� Siehe KGSt-Bericht Nr. 7/2016 „Kosten eines Arbeits-
platzes (2016/2017)“

	 3)		� Bereich 7: Unternehmensorganisation, Buchhaltung, 
Recht & Verwaltung

	 4)		 Mit 39 Stunden/Woche berechnet.
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Genehmigung und Bekanntmachung

	 Die vorstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung vom 
5./8. Oktober 2018 des Kreises Gütersloh und des Verkehrs-
verbundes Ostwestfalen-Lippe über die Wahrnehmung der 
Aufgabe der Rechnungsprüfung durch den Kreis Gütersloh 
habe ich gem. § 24 Abs. 2 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) vom 1. Oktober 1979 in der 
z. Zt. gültigen Fassung genehmigt.
	 Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung und die Genehmi-
gung werden hiermit gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt 
gemacht.

Detmold, den 15. Oktober 2018
31.01.2.3-003/2018-002	

Bezirksregierung Detmold 
Im Auftrag 
Beckfeld

ABl. Reg. Dt. 2018, S. 275–277

273	 Abfall-, Deponierecht;
hier:  Vollzug des Gesetzes über die  

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG); Bekanntgabe 
des Ergebnisses der Vorprüfung des Einzelfalls  

gem. § 5 Abs. 2 UVPG

Bezirksregierung Detmold	 Detmold, den 16. Oktober 2018 
52.10.98 HX/10

	 Der Kreis Höxter beantragt eine Plangenehmigung gem.  
§ 35 Abs. 3 Nr. 2 KrWG zur Erweiterung der Kleinanlieferer-
station auf dem Gelände der Deponie Wehrden.

	 Für die Deponie Wehrden wurde vor Erteilung des Plan-
feststellungsbeschlusses vom 28. April 2014 zur Erweiterung 
der Deponie um einen neuen Deponieabschnitt eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung durchgeführt, da es sich um ein UVP-
pflichtiges Vorhaben nach Nr. 12.2.1 der Anlage 1 zum UVPG 
handelte.
	 Nach § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UVPG ist eine allgemeine 
Vorprüfung durchzuführen um festzustellen, ob die geplante 
Änderung zusätzliche erhebliche nachteilige oder andere er-
hebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervorrufen kann.
	 Im Rahmen dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass 
für das beantragte Vorhaben keine Pflicht zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Von dem Vor-
haben sind nach Einschätzung der Genehmigungsbehörde 
aufgrund überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der 
in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten, welche nach 
§ 25 Abs. 2 UVPG zu berücksichtigen wären.
	 Die beantragte Änderung sieht keine Erhöhung der Depo-
niekapazität vor. Die vorhandene Kleinanliefererstation zur 
Annahme von Abfällen zur Verwertung auf der Deponie Wehr-
den soll um eine befestigte Fläche erweitert werden, auf der 
die gleichen Tätigkeiten stattfinden wie bei der vorhandenen 
Anlage. Weiterhin wurde die endgültige Trassenführung der 
neuen Deponiezufahrt angezeigt, die bereits durch den Plan-
feststellungbeschluss vom 28. April 2014 zugelassen war. 
Die vorhandenen Grundwassermessstellen werden um- oder 
aufgrund nachgewiesener Entbehrlichkeit zurückgebaut. Er-
hebliche nachteilige Umweltauswirkungen sind durch diese 
Maßnahmen nicht zu erwarten.
	 Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG 
öffentlich bekannt gegeben. Sie ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG 
nicht selbständig anfechtbar.

ABl. Reg. Dt. 2018, S. 277
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C.  Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer 
Behörden und Dienststellen

274	  Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung  
(§10 LZG NRW); 

hier: Vollzug des Waffengesetzes (WaffG);
Widerruf der waffenrechtliehen Erlaubnis

	 Die Kreispolizeibehörde Minden-Lübbecke stellt mit die-
ser Bekanntmachung ein Schriftstück (Widerruf der waffen-
rechtlichen Erlaubnis vom 8. Oktober 2018 Aktenzeichen: ZA 
1.2- 18 0055) an Herrn Thorsten Schmidt, geb. 8. Juni 1969, 
in Münchehagen, letzte bekannte Anschrift: Brückenweg 23, 
32469 Petershagen, gemäß § 10 LZG NRW öffentlich zu.
	 Wegen des unbekannten Aufenthaltes der vorgenannten 
Person ist eine Zustellung auf eine andere Art nicht möglich.  
Das Schriftstück kann bei der Kreispolizeibehörde Minden-
Lübbecke, Marienstraße 82, 32425 Minden, in Raum N 603 
(6. Etage), während der allgemeinen Öffnungszeiten einge-
sehen werden. Durch diese öffentliche Zustellung können 
Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechts-
verluste drohen können.

	 Minden, den 15. Oktober 2018

Der Landrat als 
Kreispolizeibehörde Minden-Lübbecke

ABl. Reg. Dt. 2018, S. 278

275	 Kraftloserklärung einer Sparkassenurkunde

	 Da die Sparkassenurkunde Nr. 3 102 080 557, ausgestellt 
von der Sparkasse Herford als Rechtsnachfolger der ehemali
gen Kreissparkasse Herford und Stadtsparkasse Herford, 
aufgrund unseres Aufgebots vom 26. Juni 2018 nicht vorge-
legt wurde, wird sie für kraftlos erklärt.

	 Herford, den 9. Oktober 2018

Sparkasse im Kreis Herford 
Der Vorstand

ABl. Reg. Dt. 2018, S. 278
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